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Kein Bündnisfall, 
aber ein Fall  

für das Bündnis
Die NATO und der Kampf gegen den „Islamischen Staat“
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Nach den Terroranschlägen vom 13. No-

vember 2015 in Paris kamen erneut Forde-

rungen nach einem militärischen Engage-

ment der NATO im Kampf gegen den so- 

genannten Islamischen Staat (IS) in Syrien 

und Irak auf. Für viele Beobachter lagen 

die Parallelen zum 11. September 2001 

auf der Hand, als zum ersten Mal in der 

Geschichte der Allianz der „NATO-Bünd-

nisfall“ ausgerufen worden ist. Kürzlich 

erhielten die Spekulationen über ein stär-

keres Engagement der NATO durch Äu-

ßerungen hochrangiger Militärs neue 

 Nahrung. Der ehemalige NATO-Oberkom-

mandierende in Europa, James Stavridis, 

beispielsweise plädierte für eine Unter-

stellung der seit Mitte 2014 unter US-

Führung durchgeführten Luftschläge ge-

gen den IS unter NATO-Kommando und 
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für die Entsendung von NATO-Sonder-

truppen auf dem Boden. Auch deutsche 

Militärs, Experten und Politiker schlossen 

sich derartigen Überlegungen an.

Mittlerweile ist klar, dass es zumin-

dest vorerst kein unmittelbares militäri-

sches Eingreifen der NATO im Kampf ge-

gen den IS geben wird. Zu vage sind die 

Aussichten auf Erfolg, zu unterschiedlich 

sind die Interessen und Prioritäten der 

einzelnen NATO-Mitglieder, und zu prä-

sent ist das politische Scheitern der Inter-

ventionen in Afghanistan und Libyen. 

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg 

hat allerdings wiederholt deutlich ge-

macht, dass die Allianz unterhalb der 

Schwelle militärischen Eingreifens eine 

wichtige Rolle beim Kampf gegen den 

Terrorismus spielt. In der öffentlichen 

Wahrnehmung wird diese Rolle oft über-

sehen, weil die NATO hier primär als mili-

tärisches Bündnis betrachtet wird. Dabei 

ist der Kampf  gegen den IS und allgemein 

gegen den Terrorismus längst ein Fall für 

das Bündnis – auch ohne Bündnisfall. 

GEGEN DEN TERRORISMUS

Seit Beginn des Jahrtausends hat die 

NATO eine Reihe von Maßnahmen be-

schlossen und implementiert, mit denen 

sie auf die wachsende Herausforderung 

durch den internationalen Terrorismus auf 

verschiedenen Ebenen reagieren will. Prä-

vention, Abwehr und Verfolgung von Ter-

rorismus spielen hierbei ebenso eine Rolle 

wie Aufklärung, Diplomatie und Ausbil-

dung. Mittelfristig könnten diese Bemü-

hungen um eine umfassende und kohä-

rente „Counter-Terrorism“ (CT)-Strategie 

das nordatlantische Bündnis zum wich-

tigsten westlichen Forum für die Koordi-

nierung von CT-Aktivitäten werden lassen. 

Das unmittelbar nach dem Ende des Ost-

West-Konflikts entstandene Strategische 

Konzept von 1991 hatte den Terrorismus 

zwar bereits als reale Sicherheitsbedro-

hung bezeichnet, aber keinerlei konkrete 

Maßnahmen des Bündnisses vorgesehen. 

Hieran änderte sich während der 1990er-

Jahre wenig. Das Strategische Konzept 

von 1999 unterstrich zwar die wachsende 

Bedrohung durch den Terrorismus, defi-

nierte aber erneut keine Rolle für die 

NATO. 2001 verfügte die Allianz daher 

weder über eine Strategie noch über eine 

Infrastruktur, um auf die neue Sicherheits-

lage angemessen reagieren zu können. 

Dies war zum damaligen Zeitpunkt pri-

mär auch nicht gefragt. Der 11. September 

forderte zunächst eher die politische denn 

die militärische Solidarität der Bündnis-

partner und muss im Rückblick als wichti-

ger Katalysator der Transformation der 

NATO hin zu einem breit aufgestellten 

politisch-militärischen Sicherheitsbünd-

nis angesehen werden. Dementsprechend 

beschränkte sich das Bündnis nach „9/11“ 

auf die Unterstützung der Luftüberwa-

chung in den USA und, ab 2002, auf  

die bis heute existierende Seeraumüber-

wachung im östlichen Mittelmeer. Beide 

Operationen hatten eher symbolische Be-

deutung und waren beziehungsweise sind 

von geringem militärischen Gewicht.

Allerdings war der Handlungsbedarf, 

insbesondere nach Übernahme der Af-

ghanistan-Mission durch die NATO im 

 Sommer 2003, offensichtlich. Dement-

sprechend prägte die Herausforderung 

durch den Terrorismus die strategische, 

politische und institutionelle Debatte in-

nerhalb des Bündnisses während der 

2000er-Jahre erheblich mit. Bereits auf 
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dem Gipfeltreffen in Prag 2002 wurde  

das erste Militärische Konzept für den  

Kampf gegen den Terrorismus vorgestellt. 

Gleichzeitig wurde hier und auf dem fol-

genden Gipfel 2004 in Istanbul ein erstes 

Maßnahmenpaket geschnürt. Hierbei 

ging es vor allem um einen verbesser- 

ten Informationsaustausch zwischen den 

NATO-Ländern sowie um eine Intensivie-

rung der Zusammenarbeit mit den Län-

dern des Nahen und Mittleren Ostens. In-

stitutionell wurde dieser Ansatz durch ein 

Partnerschaftsangebot an die arabischen 

Golfstaaten ergänzt, das die Zusammen-

arbeit zwischen der NATO und dieser 

 lockeren Staatengruppe auf eine neue 

Grundlage stellte. Außerdem wurde eine 

NATO-Analyseeinheit zur Bedrohung 

durch den Terrorismus geschaffen, ein ei-

genes Budget im NATO-Haushalt ein-

gerichtet und wurden neue Initiativen  

in den Bereichen Zivilschutz, Krisen-

management, Sondereinsatztruppen und 

zum Umgang mit improvisierten Spreng-

vorrichtungen in die Wege geleitet. Im 

Rückblick gab es während dieser Zeit 

kaum eine Initiative, Diskussion oder Pu-

blikation der NATO, die sich nicht mit 

dem Thema Terrorismus befasste. Mitte 

der 2000er-Jahre verfügte die NATO also 

über den erklärten politischen Willen, ei-

nen Bausatz an In stru menten und eine 

Reihe von konzep tio nellen Überlegungen, 

mit denen sie zum Kampf gegen den in-

ternationalen Terrorismus beitragen wollte. 

Die hieraus resultierenden Einzelinitiati-

ven waren allerdings noch nicht hinläng-

lich mit den übrigen Aktivitäten der NATO 

abgestimmt oder in ein Gesamtkonzept 

eingefügt.

Dies änderte sich ab 2011. Vor dem 

Hintergrund der Einsätze in Afghanistan 

und Libyen und dem Erstarken alter und 

neuer dschihadistischer Terrorgruppen 

nach dem Scheitern des Arabischen Früh-

lings bemühte sich die NATO, ihre CT-

Akti vitäten besser zu konzeptualisieren 

und stärker mit anderen internationalen 

Akteuren abzustimmen. Das Ergebnis wa-

ren die sogenannten NATO CT Policy Guide - 

lines, die auf dem Gipfel in Chicago im 

Mai 2012 verabschiedet wurden. Hier 

wurden drei zentrale Handlungsbereiche 

festgelegt: „Awareness“, „Capabilities“ und 

„Engagement“. Durch verbesserten Infor-

mationsaustausch, die verstärkte Einbe-

ziehung externer Experten und die Er-

arbeitung gemeinsamer Begrifflichkeiten 

und Kriterien sollen Schwächen der NATO-

Sicherheitsstrukturen aufgedeckt und 

 behoben werden (Awareness). Durch die 

Einrichtung von Ansprechpartnern, Ar-

beitseinheiten und verschiedenen Exzel-

lenzzentren sowie durch Ausbildung und 

Übungen sollen die Fähigkeiten inner-

halb des Bündnisses verbessert werden, 

auf terroristische Bedrohungen schneller 

und kohärenter reagieren zu können (Capa- 

bilities). Durch die Zusammenarbeit mit 

internationalen Organisationen und den 

Ausbau bestehender Partnerschaftsinstru-

mente sollen schließlich Partnerländer in 

der Terro rismusbekämpfung enger an die 

NATO heran geführt und entsprechende 

internationale Bemühungen komplemen-

tiert werden (Engagement). 

Das neue Militärische Konzept vom 

Mai 2014 konkretisierte diese drei Hand-

lungsbereiche weiter und erhob die Terro-

rismusbekämpfung zum Querschnitts-

thema von NATO-Aktivitäten. In der 

Praxis hatte dies ein regelrechtes „Terroris-

mus-Mainstreaming“ zur Folge. Bei politi-

schen Gesprächen wurde das Thema routi-

nemäßig auf die Agenda gesetzt, NATO- 

Schulungen und -Übungen nahmen es in 
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ihre Lehr- und Ablaufpläne auf, und sogar 

militärische Manöver bezogen CT-Kom-

ponenten ein. Außerdem  formulierte das 

Militärische Konzept die Grundprinzi-

pien von CT-Maßnahmen der NATO: die 

Übereinstimmung mit internationalem 

Recht, die Unterstützung nationaler Maß-

nahmen von Mitgliedstaaten und das Be-

kenntnis zur Nicht-Duplizierung und zur 

Komplementarität mit den CT-Maßnah-

men anderer Akteure. Dies war insofern 

eine bemerkenswerte Neuerung, als die 

NATO sich eine flexible Rolle innerhalb 

eines multilateralen Netzwerkes gab. 

BEKÄMPFUNG DES IS –  
FORTSCHRITTE UND DEFIZITE

Der bisherige Beitrag der NATO zum 

Kampf gegen den IS offenbart sowohl Po-

tenziale als auch Defizite dieses neuen 

Strategieansatzes. Dies zeigt sich zunächst 

im Handlungsbereich „Awareness“. Ob-

wohl der NATO-Gipfel in Wales im Sep-

tember 2014 als Plattform der US-geführ-

ten Bemühungen um die Bildung einer 

breiten internationalen Koalition genutzt 

wurde und NATO-Strukturen bei der Ko-

ordinierung der multilateralen Aktivitäten 

zur Bekämpfung des IS eine nicht uner-

hebliche Rolle spielten, besteht innerhalb 

der Allianz nach wie vor keine einheitliche 

Einschätzung der Bedrohung durch den IS. 

Zwar sind sich die Bündnispartner über 

Definitionen und Begriff lichkeiten weit-

gehend einig, Dissens herrscht aber hin-

sichtlich der Instrumente, Partner und 

Prioritäten, wie etwa bei der Frage der  

Unterstützung kurdischer Anti-IS-Kämp- 

fer deutlich wurde. Dieser Dissens wird 

spätestens seit der russischen Aggression 

gegen die Ukraine von dem „Flankenstreit“ 

über die sicherheitspolitische Schwer-

punktsetzung des Bündnisses (Ost- versus 

Südflanke) weiter verstärkt. Solange we-

der ein UN-Mandat noch eine direkte und 

unmittelbare Bedrohung des Bündnisge-

biets vorliegt, erscheinen weitergehende 

militärische Maßnahmen gegen den IS da-

her unrealistisch.

Ähnlich sieht es im Handlungsbe-

reich „Capabilities“ aus. Als militärische 

Organisation hat die NATO auch weiter-

hin Schwierigkeiten, externe Expertise ein- 

zubeziehen oder breitere Politik ansätze 

zu entwickeln. Im Rahmen der NATO 

treffen sich lediglich die nationalen Ver-

treter der Verteidigungs- und Außen-

ressorts, nicht aber die der Innen- und 

Justizbereiche. Darüber hinaus erschwe-

ren unterschiedliche Kommunikations-

kulturen zwischen Militärs, Politikern 

und Wissenschaftlern den Austausch. Die 

Zusammenarbeit etwa mit Interpol und 

den Informationsaustausch über soge-

nannten „Foreign Fighters“ erleichtert 

dies nicht, wie etwa beim Anschlag auf 

die Redaktion des Satiremagazins Charlie 

Hebdo und auf einen jüdischen Super-

markt in Paris im Januar 2015 deutlich 

wurde. Kurz vor den Anschlägen setzte 

sich die Frau eines der Attentäter nach Sy-

rien ab. Obwohl sie unter Überwachung 

der französischen Behörden stand, konnte 

sie ungehindert die Grenzen von drei 

NATO-Staaten passieren.

Defizite zeigen sich schließlich auch 

im Handlungsbereich „Engagement“, ins-

besondere im Hinblick auf die NATO-Part-

nerschaften mit den Staaten des  Nahen 

und Mittleren Ostens. Die 1996 bezie-

hungsweise 2004 beschlossenen Partner-

schaftsprogramme beruhen zum Teil auf 

überholten regionalen Gegebenheiten und 
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Zielsetzungen. Sie werden vor allem aus 

politischen Gründen am Leben gehalten. 

Dabei gibt es sowohl aufseiten der NATO 

als auch bei zahlreichen NATO-Partner-

ländern großes Interesse an einer ver-

stärkten Zusammenarbeit. Viele Vertreter 

der NATO haben wiederholt deutlich ge-

macht, dass vor allem Jordanien, aber 

auch Tunesien und Marokko innerhalb 

der CT-Strategie der NATO eine beson-

dere Rolle spielen. Vor allem Jordanien 

strebt eine enge Partnerschaft mit der 

NATO in unterschied lichen Bereichen an, 

die im multilateralen Rahmen nur noch 

begrenzt sinnvoll erscheint. In der Zu-

sammenarbeit mit  diesem, aber auch mit 

einigen anderen Staaten in der Region 

wird daher längst eine Zusammenarbeit 

nach dem Prinzip „28 + 1“ praktiziert. 

DIE NATO ALS 
 SICHERHEITSFORUM

Der Terrorismus des IS wird im NATO-

Jargon als „hybride Bedrohung“ beschrie-

ben. Noch ringt das transatlantische 

Bündnis um die Frage, wie mit solchen 

Bedrohungen adäquat umgegangen wer-

den kann. Klar ist, dass sich der IS nicht 

allein militärisch besiegen lässt. Ihm müs-

sen gleichzeitig die ökonomischen, poli-

tischen und ideologischen Grundlagen 

 entzogen werden. Hierzu ist die Zusam-

menarbeit einer Vielzahl von Akteuren, 

Ansätzen und Instrumenten nötig. Die 

NATO kann bei der Koordinierung dieser 

Zusammenarbeit, insbesondere mit den 

arabischen Partnerstaaten, eine wichtige 

Rolle spielen, ohne selbst als militärischer 

Akteur in Erscheinung zu treten. Sie kann 

Zugänge zu Militärs und Nachrichten-

diensten in der Region erleichtern, sie 

kann ihre Infrastruktur zum Austausch 

von Informationen und zum Abgleich  

von Interessen bereitstellen und sie kann 

 einheitliche Standards für die sicherheits-

politische Zusammenarbeit schaffen. Die 

Grundlagen für eine derartige Rolle als 

sicherheitspolitisches Forum, auf dem In-

teressen zwischen NATO-Ländern und 

Partnerstaaten abgeglichen, Koalitionen 

gebildet, Maßnahmen koordiniert wer-

den, sind mit dem neuen Militärischen 

Konzept und einer Vielzahl von neuen In-

strumenten gelegt. Diese Rolle mag weni-

ger offensichtlich und medienwirksam 

sein als etwa NATO-geführte Luftschläge 

oder der Einsatz von NATO-Spezialkräf-

ten am Boden. Weniger bedeutend ist sie 

deshalb nicht. Im Gegenteil, wenn es dem 

Bündnis gelingt, diese Instrumente zu 

stärken und eine kohärente Interessen-

lage seiner Mitgliedstaaten herzustellen, 

könnte dieser breite CT-Ansatz im Kampf 

gegen die hybride Bedrohung des Terro-

rismus letztendlich wichtiger und erfolg-

reicher sein als die Durchführung militä-

rischer Maßnahmen.
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